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Auch iſt es ja bekannt, daß die Landgemeinden, den Koſtenpunkt 
Inhalt. ſcheuend, mit Vorliebe ſolche Perſonen mit den Polizei-Agenden be⸗ 
4771 trauen, die fie nicht etwa für den Sicherheitsdienſt, ſondern für die 

Z u m Rechtsſchutz gegen das Vagabundenweſen. Vom Privatdocenten Armenverſorgung qualificirt erachten. 
Mi. e ut; Dieſe Emiſſäre der Themis, in der Regel phyſiſch untauglich, 
r iſtig beſchränkt, ohne jedwede Ahnung von jenen poltzeilichen Auf⸗ 
Zur Frage, ob der wegen Hagelſchaden bewilligte Nachlaß der l. f. Grundſteuer berech⸗ dag den e IE le 5 ung 1 der akuter f 
tiget, auch den Nachlaß der entſprechenden Bezirksumlage zu fordern. gaben, welche durch die großen organischen Berän nne Staats⸗ 
leben neu geſchaffen wurden, üben dann ihre Autorität gegen Weiber 
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pee 10 ie 1 und Kinder mit unzeitiger Strenge aus, während ſie den widerſtands⸗ 
Erledigungen. fähigeren Individuen ſorgſam aus dem Wege gehen, ganz ähnlich wie 


die übrigen Gemeindegenoſſen von jenem Terrorismus eingeſchüchtert, 
welchen ſie nachhaltig bekämpfen ſollen. 
it, AM In dieſer Erwägung haben auch die meiſten deutſchen Parti⸗ 
culargeſetzgebungen an der Ausbildung von tüchtigen, militäriſch orga⸗ 
nifirten Landesſicherheitswachen eifrig gearbeitet und alle Ausgaben 
Zum Kechtsſchutz gegen das Dagabundenweſen. und materiellen Opfer in dieſer Richtung mit Recht als productive 
angeſehen. 

Zweierlei wird man jedoch von tüchtigen Landesſicherheitswachen 
unbedingt fordern müſſen. 

Ihr Organismus muß mindeſtens inſoweit ein ſelbſtſtändiger 
ſein, daß den Strafgerichten dort, wo Gefahr im Verzuge iſt, ein 
unmittelbarer Verkehr mit denſelben gewahrt bleibt: ihr Wirkungskreis 
und ihre Verantwortlichkeit ſollen in dem Grade beſtimmt und con⸗ 
trolirbar ſein, daß derartige Sicherheitskörper das volle Vertrauen 
des Bürgerthums verdienen und ihren Zuſammenhang mit demſelben 
nie verlieren. Es dürfte vollkommen genügen, daß die Thätigkeit der 
Gendarmerie auf die Zwecke der öffentlichen Sicherheit und Ruhe 
beſchränkt bleibt, während die Beſorgung localpolizeilicher Angelegen⸗ 
heiten getroſt den Gemeindeorganen überlaſſen werden kann. 

Gerade in letzterer Beziehung hat die Dienſtesinſtruction für 
die öſterreichiſche Landesgendarmerie vom Jahre 1850, welche derſelben 
einen gewiſſen überwachenden Einfluß auf alle möglichen Angelegen⸗ 
heiten einräumte, zu mannigfachen Mißbräuchen und demzufolge zu 
den herbſten Klagen von Seite der Bevölkerung Veranlaſſung gegeben. 

Ein nicht minder zweckdienliches Mittel zur Hintanhaltung der 
Vagabondage liegt in der Publicität. 

Nichts wurde den Landſtreichern gefährlicher, als die getreuen 
Schilderungen, welche im Wege der Preſſe über ihre Individualitäten, 
ihre Gewohnheiten, ihre Kniffe und Schliche allerwärts verbreitet 
wurden. Zu Beginn unſeres Jahrhunderts hat in dieſer Beziehung 
buchſtäblich die Feder dem Degen den Vorrang abgelaufen. 

Dieſer geſchichtliche Moment iſt ſeither viel zu wenig berückſich⸗ 
tigt worden. . 

So gewaltig der Aufſchwung publiciſtiſcher Thätigkeit ſich auf 
allen Lebensgebieten darſtellt, auf jenem der Wohlfahrts⸗ und Sccher⸗ 
heitspolizei tft fie in Oeſterreich wenigſtens aus ihrer vormärzlichen 
Beſchaulichkeit nicht herausgetreten. Die Steckbriefe und Polizei⸗ 
Anzeiger, in dürftiger Ausſtellung promulgirt, werden in vielen Ge⸗ 
meindeämtern kaum beachtet, geſchweige denn geſammelt und aufbe- 
wahrt; ſie reichen auch, was ihren Inhalt betrifft, kaum an die er⸗ 
wähnte Privatarbeit von Schwenken hinan, in welcher jedem Signa⸗ 


Vom Privatdocenten Dr. Ferdinand Lentner. 
(Schluß.) 


Diesfalls muß vor Allem der bereits betonte Gedanke feſtge⸗ 
halten werden, daß die Bedrohlichkeit des Uebels nicht ſowohl in der 
fortwährenden Beläſtigung und wohl auch der materiellen Schädigung 
der Bevölkerung, ſondern recht eigentlich in der Gefährdung der für 
die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums unerläßlichen Bürg⸗ 
ſchaften beſteht, daß das Ueberhandnehmen der Landſtreicherei that⸗ 
ſächlich die Folge hat, daß beſonders die Bewohner des flachen Landes 
in beſtändige Furcht und Beſorgniß verſetzt werden und in fehr vielen 
Fällen durch die Androhung von verbrecheriſchen Handlungen, insbe⸗ 
fondere von Brandlegung, geradezu in dem Maße eingeſchuͤchtert wer⸗ 
den, daß ſie es gar nicht wagen, den Rechtsſchutz der Gerichts⸗ und 
Sicherheitsorgane in Anſpruch zu nehmen. Hieraus ergibt ſich die 
beachtenswerthe Conſequenz, daß die Ueberwachung und Verfolgung 
der Vagabondage nicht jo faft Aufgabe der Wohlfahrtspolizei, als 
vielmehr der Criminalpolizei zu ſein hat, und daß ſich hiezu nur 
ſolche öffentliche Organe eignen, welche einerſeits die ganze Erſchei⸗ 
nung in ihrem Weſen, ihrer Eigenart und ihrer Ausdehnung zu über⸗ 
blicken vermögen, und andererſeits über jene Kenntniß der geſetzlichen 
Beſtimmungen über Heimatsberechtigung, Freizügigkeit, Armenweſen, 
ſtrafrichterliche und politiſche Competenz u. a verfügen, welche die 
wünſchenswerthe Vorausſetzung für ein entſchiedenes und ſofortiges 
Einſchreiten bildet. 

Man hat daher mit Recht einer zweckmäßig geleiteten und dis⸗ 
eiplinirten Landesgendarmerie, der Aufſtellung von Gemeinde⸗Aufſichts⸗ 
organen in den meiſten Vertretungskörpern und ſo auch unlängſt in 
der ſächſiſchen Abgeordnetenkammer das Wort geſprochen. 

Die auf die einzelnen Flurbezirke beſchränkte Thätigkeit der letz⸗ 
teren Polizei⸗Organe reicht ſchon darum nicht aus, weil das Uebel 
kein localiſirtes iſt, und weil die Vaganten, den Mardern ähnlich, 
nur im äußerſten Nothfalle dort einbrechen, wo ſie ihr Neſt haben. 
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lement eine kurze biographiſche Skizze des betreffenden Vagabunden 
beigefügt iſt. In dieſer Richtung würde es gewiß lebhaft begrüßt 
werden, wenn ſolche Polizeinachrichten, ſei es als ſelbſtſtändige, mit 
intereſſanten Mittheilungen über die Sicherheitspflege im Allgemeinen 
bereicherte Druckſchriften, ſei es als Beilagen zu einer Gemeindezeitung, 
wie dies in Frankreich und Belgien mit Erfolg durchgeführt wurde, 
veröffentlicht würden. 

Auch mag nebenher nicht unerwähnt bleiben, daß an tüchtigen 
Lehr⸗ und Inſtructionsbehelfen für die Landesſicherheitswachen der⸗ 
malen noch ein fühlbarer Mangel beſteht. 

Es iſt dieſes Moment ein ſo bedeutſames, daß es nebſt anderen 
Urſachen gewiß auch als Erklärungsgrund für die erfreuliche That⸗ 
ſache gelten darf, warum im Königreich Sachſen, wo man auf ent⸗ 
ſprechende Lehrmittel für den Sicherheitsdienſt das meiſte Gewicht legte, 
erſt auf 13.000 Einwohner ein Gendarm kommt, während in Sachſen⸗ 
Altenburg bereits auf 4100, in Württemberg auf 4050 und in Baden 
auf 2008 Perſonen ein Gendarm entfällt. In Sachſen hat man eben 
durch die geeigneten Lehrmittel dem Selbſtunterrichte des Gemeinde⸗ 
wachperſonals bedeutenden Vorſchub geleiſtet und ſo die Tüchtigkeit 
und den Eifer der autonomen Sicherheitsorgane nicht unbedeutend 

ehoben. 

5 Ein ferneres Correctivmittel gegen die Ueberhandnahme der 
Bagantenplage iſt die ſtrengſte Ueberwachung des Herbergs⸗ und 
Schankweſens. Es iſt Thatſache, daß die Erbinſaſſen der Herbergen, 
welche ſich hier und dort von Spelunken nicht allzu weſentlich unter⸗ 
ſcheiden, die Inſtructionscadres für das Vagabundengeſindel bilden. 

Dies gilt insbeſonders von den Winkelherbergen, jenen geheimen 
Werbebureaux, in denen Müßiggang und Nichtsnutzigkeit Jahr für 
Jahr den Vagabunden, Falſchſpielern, Diebshelfern u. dgl. friſche 
Truppen aus allen Altersſtufen in nicht unbeträchtlicher Anzahl zu⸗ 
führen. 

8 Auf eine ſolche Generalagentie der Verkommenheit warf der vor 
mehreren Jahren gegen den Landſtreicher Louis Grothe wegen Ermor⸗ 
dung des Profeſſor Gregy in Berlin durchgeführte Criminalproceß 
die grellſten Schlaglichter, welche um ſo beachtenswerther ſind, als 
von dieſem draſtiſchen Bilde Imitationen allerwärts exiſtiren. 

Begegnet man doch ſo oft Jungen, welche, kaum über die Jahre 
der Mündigkeit hinaus, ſchon wiederholt abgeſtraft wurden. Wenn wir 
uns die Mühe nehmen, den kurzen Weg zu verfolgen, auf welchem 
dieſe Unglücklichen ſo ſchnell in den Abgrund ſittlicher Verderbniß 
gelangten, wird uns vieles begreiflich werden, was erifttrt, und vieles 
unbegreiflich, daß es nicht exiſtirt. 

Der erſte Anlaß zur Demoraliſation iſt immer in der vernach⸗ 
läſſigten Erziehung zu ſuchen. Das gilt auch von Kindern unbeſchol⸗ 
tener Eltern, welche zu Hauſe keinen Familienherd, keine Heimſtätte 


haben. Die Eltern, von Nahrungsſorgen vollauf in Anſpruch genom⸗ 


men, beſitzen weder die Zeit noch die Mittel, für Erziehung und Un⸗ 
terricht zu ſorgen. Vormünder haben überdies ſelten den ernſten Willen 
dazu. Schulen werden von ſolchen Kindern anfangs nachläſſig, ſpäter 
gar 11 mehr beſucht und dafür die Straße zum Tummelplatze 
erwählt. 

Dieſes Straßenleben iſt das eigentliche Element, in dem ſich 
alle ſchlechten Keime entwickeln und die Frühreife des Laſters vorbe⸗ 
reiten. Was nützt es, wenn ſpäter der Junge in eine Lehre, das 
Maͤdchen in einen Dienſt geſchickt wird; die geiſtigen Anlagen, die 
Fähigkeiten des Gemüthes ſind längſt von ſchlimmen Neigungen über⸗ 
wuchert. Abſcheu an der Arbeit, ſchlechte Behandlung, Drang nach 
ungebundener Freiheit, alles das macht ſolchen Individuen ihre Exi⸗ 
ſtenz unerträglich. Sie entlaufen ihrem Lehrherrn, ihrem Dienſtgeber 
— das väterliche Haus iſt ihnen verſchloſſen — ſie werden Vaga⸗ 
bunden und haben nur noch einen Schritt zu machen, um Verbrecher 
zu ſein. 

Hier fällt der Vorhang des erſten Actes; der zweite beginnt 
dann in der Herberge, im café chantant, in der Spelunke. Die Co⸗ 
mödie der Irrungen wird durch die Aſſociation weſentlich gefördert. 
Hier wird der Ankömmling, welcher ſich in der fuſelgeſchwängerten 
Atmoſphäre außerordentlich behaglich fühlt, zum Spiel verleitet, in 
die Myſterien unterſchiedlicher Laſter eingeweiht, inſtruirt, wie er ſich 
bei etwaigen polizeilichen Beanſtändungen zu verhalten hätte, gele⸗ 
gentlich als Aufpaſſer bei einem kleinen Diebsabenteuer verwendet — 
bis ihm endlich das zweifelhafte Glück zu Theil wird, auf Staats⸗ 
koſten unter fürſorglicher Polizei⸗Aufſicht ſeiner Heimat einen Beſuch 
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abzuſtatten. Von da ab beginnt die Gaſtreiſe, das Criminalprakticum 
und mit ihr die Bedrängniß der Bevölkerung des flachen Landes. 

Die Gemeingefährlichkeit dieſer Plage beſteht, wie dies ſchon 
angedeutet wurde, in einer allerwärts gefühlten, wenn auch nicht 
immer klar erkannten juriſtiſchen Thatſache: in der contagiöſen Macht 
des Böſen. 

Gleichwie die Willensbeſtimmung zum Guten, lohnend durch 
das Bewußtſein der ehrlichen That, zur ferneren gleichartigen Hand⸗ 
lungsweiſe den Anreiz in ſich trägt, ſo entwickelt in weitaus höherem 
Grade die Neigung zum Böſen ihre fortzeugende Kraft, zunächſt in 
dem Einzelnen ſelbſt, dann aber in allen jenen, welche für das Böſe 
empfänglich ſind. 

So entfteht nun eine geheime Einwirkung und Rückeinwirkung, 
ein pſychologiſcher Proceß, welchen man obenhin als die verderbende 
Gewalt des böſen Beiſpiels bezeichnet und der die zähe Ausdauer 
erklärt, mit welcher bisher das Vagabundenweſen allen Repreſſiv⸗ 
maßregeln Trotz bieten konnte. Dieſe Betrachtung iſt aber hiermit 
noch nicht zu Ende. Beſtärkt in Lüge, Verſtellung und Schamloſigkeit, 
durch das Zuſammentreten und Zuſammenwirken mit andern Geſin⸗ 
nungsgenoſſen, wird der Vagant in den meiſten Fällen Eigenthums⸗ 
verbrecher und wandert als ſolcher früher oder ſpäter in die Straf⸗ 
anſtalt. Nun iſt auch der Schlußact angebrochen. Die Decoration iſt 
eine allbekannte. 

Nach unſerem Collegialſyſtem, deſſen Beſeitigung allerdings großen 
Schwierigkeiten unterliegt, find alle Verbrecherkategorien ziemlich bunt 
durcheinander gewürfelt. So divergirend die Altersſtufen und böſen 
Neigungen der gemeinen Verbrecher auch ſein mögen, ſie alle bilden 
mit ſeltenen Ausnahmen eine geſchloſſene Phalanx mit der geheimen 
Parole: Verderben der Geſellſchaft! Die Jugend insbeſondere iſt hier 
allen Einflüſſen erfahrener Spitzbuben ausgeſetzt — die Logik des 
Verbrechers ſelbſt übt eine dämoniſche Macht aus; kann man ſich einen 
ungleicheren Kampf denken? Hier die Empfänglichkeit, der Nach⸗ 
ahmungstrieb, der nivellirende Leichtſinn — dort das cyniſche Wohl⸗ 
behagen, jede moraliſche Widerſtandskraft und die armſeligen Begriffe 
von Religion und Tugend vollends zu erſticken. Kann man ſich da 
wundern, daß die Strafanſtalten, zum Theil auch die Zwangsarbeits⸗ 
häuſer zu jenen Sammelplätzen werden, von welchen aus das Vagan⸗ 
tenthum in feiner vollendetſten eriminellen Phaſe, als Bande und 
Complott, gleich furchtbar durch die organifirte verbrecheriſche Thätig⸗ 
keit und die gewerbeartige, berufsmäßige Beſchaffenheit der böſen Ab⸗ 
ſicht auf den Markt des Lebens tritt. 

Mit dieſer Stufe auf der ſchiefen Ebene des Verbrechens iſt, 
um im Geiſte Dante' zu ſprechen, der letzte, tiefſte Höllenkreis be⸗ 
ſchrieben. 

Und die Geſellſchaft — was hat ſie dieſer ihr innerſtes Weſen 
bedrohenden Erſcheinung gegenüber gethan? Sie hat nie aufgehört, 
Abhilfe zu verlangen, ſie hat der Remeduren viele, darunter taugliche 
und untaugliche vorgeſchlagen, allein das probateſte Heilmittel iſt nie 
genugſam betont worden: die Aufhebung jeder demoraliſirenden Ge⸗ 
meinſchaft. gerade dort, wo am meiſten Wahrſcheinlichkeit für den Er⸗ 
folg vorhanden iſt. Mit der Errichtung beſonderer Strafanſtalten für 
die jugendlichen Verbrecher, mit der Anhaltung derſelben zur Erler— 
nung eines tüchtigen Handwerkes iſt allerdings Manches gethan; 
allein man muß den Müßiggänger zu beſſern ſuchen, bevor er Ver⸗ 
brecher wird. In dieſer Beziehung geſchieht noch viel zu wenig. Die 
Invigiltrung der Afterherbergen, der motorischen Schlupfwinkel des 
Laſters, geſchieht oberflächlich, ſyſtemlos, nur auf Grund der Paß⸗ 
und Meldungsvorſchriften. Die abgefeimteren Schelme machen ſich 
immer rechtzeitig auf die Strümpfe oder wiſſen ſich loszulügen, die 
jungen Tölpel gehen auf den Leim, werden abgeſchoben, treiben ſich 
dann auf dem Lande einige Zeit herum, kommen wieder, mit dem 
feſten Vorſatze, ſich ein zweiies Mal nicht mehr erwiſchen zu laſſen. 
Der hartgeſottene Gauner, welchem zufällig ein Delict nicht nachge⸗ 
wieſen werden kann, der angehende Zwangsarbeitscandidat werden 
unterſchtedslos behandelt. Erſt bei cerimineller Verfolgung derſelben 
tritt eine Claſſificirung, eine gewiſſe Syſtematik ein, in den meiſten 
Fällen viel zu ſpät. Es iſt daher im Intereſſe der Geſellſchaft drin⸗ 
gend geboten, daß ſchon im erſteren Stadium die Sicherheitsbehörden 
von der Privatthätigkeit wirkſam unterſtützt werden. Vereine zur Beſ⸗ 
ſerung von Vaganten, Rettungsanſtalten für Verwahrloſte, deren in 
Oeſterreich mehrere die befriedigendſten Reſultate aufzuweiſen haben, 
dürften im Allgemeinen auf die Abnahme von Verbrechern noch weit 


nachhaltiger hinwirken, als jene zur Unterſtützung entlaſſener Sträf⸗ 
linge, deren Hilfeleiſtung in Anſehung notoriſch Beſſerungsfähiger 
allerdings nicht hoch genug veranſchlagt werden kann. 

England hat mit ſeinen Lumpenſchulen (ragged schools), deren 
in den vielen der ärmeren, von profeſſionirten Dieben bewohnten 
Quartieren Londons allein an 700 mit mehr als 60.000 Beſuchern 
aller Altersclaſſen — die größte Anzahl entfällt auf die erwachſenen 
Sonntagsſchüler — durch Vereinsthätigkeit in das Leben gerufen 
wurden, ſtaunenswerthe Reſultate erzielt, welche gewiß auch den für 
die wirthſchaftlichen Bedingungen Deutſchlands und Oeſterreichs aus⸗ 
reichenden Fabriks⸗ und Induſtrialſchulen, deren Förderung als Pallia⸗ 
tivmittel gegen das Vagantenthum nicht genug empfohlen werden kann, 
in analogem Maße vorbehalten ſein dürften. 

Werfen wir ſchließlich noch einen Blick auf die mit Bezug auf 
die Vagabundenfrage ſo oft ſchon erörterte Armenpflege. 

Von der officiellen Armenpflege iſt nicht mehr zu forden als ſie 
gegenwärtig leiſtet. Sie hat ihre ſcharf und ſtreuge gezogenen geſetz⸗ 
lichen Grenzen einzuhalten, ſie hat es meiſtentheils mit der oſtenſiblen 


Noth zu thun, und da iſt es eine bekannte Thatsache, daß eine gewiſſe 


Praxis im Betteln und Almoſenfordern exiſtirt, und daß ein gewiſſer 
Grad von Unverſchämtheit dem Armen am ſicherſten Unterſtützung 
gewährleiſtet. Die geſetzliche Armenpflege vermag nur die Noth in 
ihren grelleren Formen abzuſtellen. Es ſoll kein Dürftiger verhungern, 
kein ſchwer Erkrankter ohne die unumgänglichſte Hilfe bleiben, kein 
Staatsangehöriger unterſtandslos herumirren; die freiwillige Armen⸗ 
pflege trägt einen ganz anderen Charakter an ſich. Sie kann den 
Quellen, der Natur der Armuth nachgehen, jene Art der Hilfeleiſtung 
mit herbeiziehen, deren Segen aus der perſönlichen Th eilnahme am 
Geſchicke des Armen fließt. Es liegt in der Natur des Gedrücktſeins, 
daß die Willensenergie des ganzen Menſchen darunter leidet; mit ihr 
verkümmern manche Eigenſchaften, die nicht abſolut des Mangels und 
der Noth wegen zu verderben brauchen. Dieſes ſchwindende Capital 
der Selbſtkraft zu ergänzen, es wieder in Fluß zu bringen durch 
Theilnahme, durch Erweckung des geſunkenen Muthes, des erſtarrten 
Vertrauens iſt eine Aufgabe, welche dem Einzelnen ſowie den Ge⸗ 
meinden nicht nahe genug gelegt werden kann, denn ſo lange man 
einiges Geld für das zweckmäßigſte Almoſen hält, ſo lange man ſich 
einredet, ſeiner Menſchenfreundlichkeit Genüge geleiſtet zu haben. wenn 
man ſie einfach verkupfert oder verſilbert, wird es noch immer zwei- 
felhaft bleiben, ob der diesfällige Nutzen für das allgemeine Wohl 
größer iſt als der Nachtheil. 

Mit dieſen wenigen Hinweiſen mag dieſe Erörterung vorläufig 
abgeſchloſſen ſein. Die entwickelten Gedanken ſind keine neuen und 
wollen es auch nicht ſein. Sie wären vielleicht überflüſſig, wenn im 
praktiſchen Staatsleben immer das Beſte und Zweckmäßigſte von den 
Ergebniſſen wiſſenſchaftlicher Forſchung verwirklicht würde. Es ſoll 
auch nicht zu Reformen und Experimenten gedrängt werden. Der 
Lauf der Dinge iſt ein durchaus nicht willkürlich von den Menſchen 
zu regelnder. Der Chirurg kann ein krankes Glied nicht eine Woche 
zu früh, nicht eine Woche zu ſpät amputiren; er iſt an die Indica⸗ 
tionen pathologiſcher Geſetze gebunden. Aber dieſe Geſetze müſſen auf⸗ 
gehellt, fortwährend beobachtet und in ihren Symptomen verfolgt 
10 damit Hilfe geſchaffen werde am rechten Orte und zur rech⸗ 
en Zeit. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob der wegen Hagelſchaden bewilligte Nachlaß der l. f. 
Grundſteuer berechtiget, auch den Nachlaß der entſprechenden 
Bezirksumlage zu fordern. 


In der an den Bezirksausſchuß von H. gerichteten Eingabe 
machte das Rentamt der Domäne L. geltend, daß dieſer Domäne 
anläßlich der Beſchädigung der herrſchaftlichen Grundſtücke in der 
Kataſtralgemeinde T. durch einen Hagelſchlag im Jahre 1870 ein 
Grundſteuernachlaß von 592 fl. 71 kr. bewilligt und an der Abſtat⸗ 
tung pro 1871 gutgeſchrieben worden ſei. Hieran knüpfte das Rent⸗ 
amt die Bitte, der Bezirksausſchuß möge bei dem Umſtande, als die 
Bezirksumlagen nach der wirklich entrichteten Steuer zu bemeſſen ſind, 
von der bereits am 20. April 1870 abgeführten 1Opercentigen Bezirks⸗ 
umlage den Betrag von 59 fl. 27 kr. zurückerſetzen. 
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Die Bezirksvertretung H. hat mit Beſchluß vom 14. September 
1871 dieſem Anfuchen keine Folge gegeben, weil für derlei Elementar⸗ 
ſchäden im Bezirkspräliminare keine Rubrik bewilligt ſei und man bei 
öfteren Fällen mit dem Bezirkshaushalte in Verlegenheit kommen 
würde, indem die Bezirksauslagen darnach knapp berechnet ſeien und 
keine außergewöhnliche Auslage mehr geſtatten. Uebrigens ſei (bei der 
Bezirksvertretung) der Grundſatz ausgeſprochen, weder dem Groß⸗ 
grundbeſitz, noch den Gemeinden aus Anlaß ähnlicher Fälle eine Um⸗ 
lagenabſchreibung zu geſtatten. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte das Rentamt der Domäne L. 
unter Berufung auf den § 79 des Bezirksvertretungsgeſetzes eine 
Beſchwerde bei der Statthalterei ein, worin die Behauptung aufge⸗ 
ſtellt wurde, der angefochtene Beſchluß der Bezirksvertretung involvire 
eine Verletzung des § 54 des Bezirksvertretungsgeſetzes, indem nach 
dieſer geſetzlichen Beſtimmung die wirklich bezahlte, reſpective die durch 
den Steuernachlaß ermäßigte Grundſteuer als Maßſtab für die Ein⸗ 
hebung der Bezirksumlage zu dienen habe 

Die Statthalterei erklärte im Einvernehmen mit dem Landes⸗ 
ausſchuſſe, daß ſie ſich nicht beſtimmt finde, dem Beſchluſſe der 
Bezirksvertretung von H. vom 14. September 1871 vom Stand⸗ 
punkte des § 79 des Geſetzes vom 25. Juli 1864 entgegenzu⸗ 
treten, weil — abgeſehen von den Motiven des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes — in analoger Weiſe auch die zeitliche Befreiung der 
Gebäudezins⸗ und Claſſenſteuer ſich nach Maßgabe der böhmtſchen 
Gubernialverordnung vom 26. März 1835, 3. 12.781, nur auf die 
landesfürſtliche ordentliche und außerordentliche Steuer zu erſtrecken 
hat, und ſomit keinen Anſpruch auf die Befreiung von anderen öffent⸗ 
lichen und Gemeindelaſten begründet, welche der Hauseigenthümer 
geſetzlich oder verfaſſungsmäßig zu tragen habe. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung recurrirte das Rent⸗ und 
Verwaltungsamt der Domäne L. an das Miniſterium des Innern 
und wies darauf hin, daß über die vorliegende Frage eine klare 
geſetzliche Beſtimmung nicht vorhanden ſei; daß zwei benach⸗ 
barte Bezirksvertretungen ganz entgegengeſetzte Beſchlüſſe gefaßt haben, 
und daß die Statthalterei⸗Entſcheidung ſich lediglich auf eine Ana⸗ 
logie gründe. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. Jänner 1872, 
Z. 327, dieſer Berufung des Rentamtes der Domäne L. keine Folge 
gegeben, nachdem durch den bezogenen Beſchluß der Bezirksvertretung 
von H. beſtehende Geſetze nicht verletzt oder fehlerhaft angewendet wurden. 

Das Miniſterium des Innern ließ ſich hiebei von folgenden 
Erwägungen leiten: 

„Gemäß § 54 des Landesgeſetzes für Böhmen vom 25. Juli 
1864, Nr. 27 L. G. Bl., kann die Bezirksvertretung zur Be⸗ 
ſtreitung der nicht bedeckten Ausgaben im Bezirkshaushalte Zu⸗ 
ſchläge zu den directen Steuern einheben. Kömmt nun eine vorge⸗ 
ſchriebene directe Steuer, weil das Object der Beſteuerung ganz oder 
theilweiſe entfallen iſt, gänzlich oder partiell in Abſchreibung, To gilt 
dies gleichmäßig von allen Zuſchlägen dieſer Steuer, weil auf eine 
nicht in Vorſchreibung ſtehende oder eine außer Vorſchreibung ge⸗ 
brachte Steuer ein Zuſchlag nicht aufgetheilt werden kann, inſofern 
nicht geſetzlich das Gegentheil angeordnet iſt, wie im Hofkanzleidecrete 
vom 24. Februar 1835, 3. 562, betreffend die zeitliche Gebäude⸗ 
ſteuerbefreiung. 

Wird dagegen wegen eines Elementarunfalles, z. B. wegen 
Hagelſchlages, lediglich ein Steuernachlaß bewilligt und in Folge 
deſſen dem Steuerpflichtigen der nachgeſehene Steuerbetrag im Steuer⸗ 
büchel abquittirt, ohne daß in der Steuervorſchreibung eine Aenderung 
eintritt, ſo wird hiedurch der Maßſtab für die Auftheilung der Bezirks⸗ 
umlage und ſomit dieſe Umlage ſelbſt nicht berührt, und es ſteht in 
einem ſolchen Falle der Einhebung von Bezirkszuſchlägen nach Maß⸗ 
gabe der ganzen vorgeſchriebenen Steuer ein geſetzlich begründetes 
Bedenken nicht entgegen.“ Em. 


Verordnungen. 
Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 16. März 1872, Z. 6266, betreffend 
die Auslegung des § 22 des Forſtgefetzes. 


Aus den an das Ackerbauminiſterium aus den verſchiedenen Kronländern ge- 
langten Vorlagen über die Anwendung des § 22 des Forſtgeſetzes geht hervor, daß 
der erwähnte Paragraph mehrfach irrthümlich ausgelegt wird. 
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Während nämlich nach den Beſtimmungen des Forſtgeſetzes die pflichtmäßige 
Obſorge für eine entſprechende Bewirthſchaftung der Wälder und demzufolge insbe⸗ 
ſondere die Verpflichtung für Wälder von hinreichender Größe ſachkundige und von 
der Regierung als hiezu befähigt anerkannte Wirthſchaftsführer zu beſtellen (§ 22 des 
Forſtgeſetzes), zunächſt dem Waldbeſitzer auferlegt, den mit der Durchführung des 
Forſtgeſetzes beauftragten politiſchen Behörden aber die Ueberwachung, entſprechende 
Einwirkung und erforderlichen Falls das geeignete Einſchreiten in der Richtung, daß 
der Anordnung des Geſetzes von Seite der Waldbeſitzer nachgekommen werde, über⸗ 
wieſen wird, — laſſen die oberwähnten Vorlagen entnehmen, daß in einzelnen Ländern 
die politiſchen Behörden aus dem § 22 des Forſtgeſetzes für ſich die Befugniß zur 
ſofortigen unmittelbaren Beſtellung eines förmlichen forſilichen Wirthſchaftsorga⸗ 
nismus auf Koften der Waldbeſitzer — ableiten, und daß wieder in anderen Ländern 
dieſe Behörden unter dem Vorwande angeblicher Schwierigkeiten in der Feſtſtellung 
des geſetzlichen Begriffes „eines Waldes von hinreichender Größe“, ſowie durch Hin⸗ 
weiſung auf den vermeintlichen Mangel einer genügenden Zahl an befähigten Forſt⸗ 
wirthen — ſich der im Geſetze vorgeſehenen ämtlichen Einwirkung auf Beſtellung 
ſolcher Organe gänzlich entſchlagen zu können erachten. 

Nach dem Vorangelaſſenen entſpricht weder die eine noch die andere Auffaſſun⸗ 
dem Sinne und der Tendenz des Forſtgeſetzes, 

In den größeren Waldungen ſowohl der Einzelnbeſitzer als der Gemeinden 
iſt zwar in den meiſten Ländern die Bewirthſchaftung im Allgemeinen nach Vorſchrift 
der $$ 22 und 52 des Forſtgeſetzes geregelt und es erfordern eine beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Behörden namentlich die minderen Waldcomplexe. 

Der Kleinwaldbeſitzer muß wohl feinen Wald mit Rückſicht auf feinen übrigen 
Grundbeſitz, daher in der Regel auch weſentlich nach anderen Grundfätzen bewirth⸗ 
ſchaften, als der Großgrundbeſitzer, und es kann — beſtimmte, im Forſtgeſetze ohnehin 
vorgeſchriebene Fälle, z. B. bei Bannwaldungen u. dgl., ausgenommen — in der Regel 
zunächſt der Einſicht auch dieſer Waldeigenthümer überlaſſen werden, wie fie ſich zur 
Bewirthſchaftung ihrer Waldungen ſachkundiger Wirthſchaftsführer bedienen wollen. 

Es muß aber zugleich als eine der wichtigſten Aufgaben der Regierung ange⸗ 
ſehen werden, auch den Beſitzern kleinerer Waldungen, insbeſondere auch den kleineren 
Gemeinden die geſetzliche Nothwendigkeit einer entſprechenden Bewirthſchaftung ihrer 
Waldungen nahe zu legen und es ihnen möglichſt zu erleichtern, für ihre Waldungen 
oder für wichtigere Betriebsmaßregeln den Rath und die Mithilfe erfahrener Forſt⸗ 
wirthe ſich zu verſchaffen. 

Die Art und Weiſe, wie dieſes zu erreichen iſt, richtet ſich nach den Verhält⸗ 
niſſen der einzelnen Fälle. 

Eine ſofortige, ohne vorangegangene belehrende und anleitende behördliche 
Einwirkung veranlaßte Zwangsmaßregel würde in vielen Fällen zu einer gezwungenen 
Unterordnung der Kleinwaldungen unter ein fremdes Wirthſchaftsperſonale führen 
und würde überhaupt die Forſtwirthe, welche in ſolcher Weiſe den Kleinwaldbeſitzern 
von vorneherein aufgedrungen werden, in keine beneidenswerthe Lage verſetzen, eben 
deßhalb aber auch der Waldcultur mehr Hinderniſſe als Förderung bereiten. 

Dagegen wird ſich bei einem eutſprechenden Einwirken der Regierungs⸗ 
organe, bei einem richtigen und beharrlichen Vorgehen der politiſchen Behörden und 
der in einzelnen Ländern von der Regierung aufgeſtellten Forſttechniker das anzuſtre⸗ 
bende Ziel einer rationellen Waldbehandlung nicht ſchwer auf eine andere Art er⸗ 
reichen laſſen. 

In der Regel dürfte das in den einzelnen Bezirken bereits vorhandene Privat⸗ 
Forſtperſonale für eine ſolche der Landescultur fo erſprießliche Verwendung gewonnen 
werden können; es dürften ſich in dieſer Beziehung durch Vermittlung der Localorgane 
Verträge erzielen laſſen, durch welche die Bewirthſchaftung von Gemeindewaldungen 
oder auch einzelner bedeutenderer Kleinwaldungen gegen durch freiwilliges Ueberein⸗ 
kommen feſtzuſtellende fixe Entlohnung an benachbarte Forſtwirthe übertragen wird, 
oder wodurch dieſe für einzelne wichtigere Betriebsmaßregeln gegen von Fall zu Fall 
zu entrichtende Entlohnung gewonnen werden. 

Wo eine ſolche Verwendung nicht ſtattfinden kann, dürfte eine Beſtellung 
beſonderer Forſttechniker durch Gemeinden oder durch eine Genoſſenſchaft von Wald⸗ 
beſitzern auch ohne zwangsweiſes Eingreifen vermittelt werden können, wozu Sub⸗ 
ventionen (aus Gemeinde-, Bezirks⸗ oder Landelsmitteln) fördernd wirken dürften. 

Es iſt nebſtbei in Fällen, wo es ſich um eine behördliche Einwirkung auf die 
Beſtellung forſttechniſcher Wirthſchaftsführer handelt, auch folgendes Moment in das 
Auge zu faſſen. 

Das oberſte Princip jeder Wirthſchaft, daß nur ſolche Verbeſſerungen einzu⸗ 
führen ſind, welche die darauf verwendeten Koſten durch den erhöhten Reinertrag 
decken, darf auch in der Forſtwirthſchaft nicht verletzt werden, weil ſonſt eine Verluſt⸗ 
wirthſchaft begründet würde. a 

Schon dieſer Umſtand bringt es mit ſich, daß man mit der behördlichen Ein⸗ 
wirkung zur Aufſtellung von Wirthſchaftsführern insbeſondere dort vorgehen kann, 
wo dieſelben aus den erhöhten Renten bezahlt werden können. 

Nicht bloß die Verhältniſſe der einzelnen Wälder, deren Größe u. dgl., ſondern 


auch die Zeitverhältniſſe, der dadurch bedingte höhere Holzwerth, die erleichterten Ab⸗ 
ſatzverhältniſſe u. dgl. bezeichnen das weitere Vorgehen. 

Dort, wo es den politiſchen Behörden, beziehungsweiſe ihren Forſttechnikern 
gelingt, ſolche detaillirte Vorſchläge zu machen, welche die Betheiligten ſelbſt von den 
zu erwartenden Vortheilen der Beſtellung überzeugen, andererſeits die Vorſchläge über 
die zweckmäßigſte und verhältnißmäßig minder koſtſpielige Art der Beſtellung darzu⸗ 
legen, — kann mit Sicherheit ein guter Erfolg erwartet werden. 

Am häufigſten wird der Fall eines ſolchen Einwirkens auf die Beſtellung von 
Forſtwirthen und eines Forſtſchutzperſonals, ſei es ſelbſtſtändig, ſei es im Anſchluſſe 
an eine benachbarte Forſtwirthſchaft durch Mitbenützung ihres Perſonals, bei Ge⸗ 
meinde⸗ und Gemeinſchafts⸗(Genoſſenſchafts⸗) Waldungen eintreten und hier auch 
häufig durch die Sorge für das Gemeindevermögen oder für die Rechte der einzelnen 
Theilhaber unter einander hervorgerufen werden, daher auch ſelbſtverſtändlich ſolchen 
Waldungen in dieſer Richtung ein vorzügliches Augenmerk zuzuwenden iſt. 

Sollte in einzelnen Fällen der Zweck der angedeuteten Maßnahmen einer 
behördlichen Einwirkung an der Unwillfährigkeit und dem nicht begründeten Wider⸗ 
ſtande der Betheiligten ſcheitern, alsdann bleibt das letzte Mittel eines imperativen 
Vorgehens im Sinne des $ 22 des Forſtgeſetzes ſelbſtverſtändlich nicht ausgeſchloſſen. 

In allen Fällen wird aber den Behörden, beziehungsweiſe deren Forſttechni⸗ 
kern, in deren Wirkungskreis die thunlichſte Förderung der Beſtellung ſachkundiger 
Wirthſchaftsführer fällt, dieſe Aufgabe dadurch weſentlich erleichtert werden, daß von 
den politiſchen Behörden das Forſtgeſetz jederzeit mit Eifer und Ernſt gehandhabt, 
und daß insbeſondere in Fällen einer geſetzwidrigen Waldbehandlung oder Verwüſtung, 


ſowie bei Forſtfreveln das geſetzliche Amt mit der erforderlichen Genauigkeit und 


Raſchheit gehandelt werde. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern Maxi⸗ 
milian Ritter Scharſchmid v. Adlertren anläßlich feines Austrittes ans dem 
Staatsdienſte den Titel und Rang eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Handelsmann F. Beſte in Harburg zum unbeſol⸗ 
deten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem in den bleibenden Ruheſtand übernommenen Finanz⸗ 
Landesdirector und Miniſterialrath Joſeph Curter v. Breinlſtein das Ritter 
kreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Landeshauptmanne in Vorarlberg, Statthaltereirath 
Sebaſtian v. Fuoſchauer das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe Anton Schauenſtein des Ackerbau⸗ 
miniſteriums den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Se Majeſtät haben dem als Spruchrichter und Schriftführer beim k. und k. 
Conſulate in Jaſſy verwendeten Abe Rofenhek das goldene Verdienſtkrenz mit der 
Krone verliehen. 5 | 

Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſtertum Franz Ritter 
v. Pellak bei deſſen Penſionirnng die a. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Se. Majeſtät haben dem Handelsmanne Victor Schönberger, königlich 
hawaiiſchen Conſul in Wien, das Ritterkreuz des Franz Joſephs⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Conſulareleven in Alexandrien Leo Karabetz von 
Nagybun zum Viceconſul bei dem k. und k. Generalconſulate in Bukareſt ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Syſtemiſirung einer zweiten Sectionschefsſtelle im 
Ackerbauminiſterium genehmiget und dieſelbe dem Vicepräſidenten der n. ö. Finanz⸗ 
Landesdirection Julius Schröckinger Freiherrn v. Neudenberg verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
ausgezeichneten Director der Staatstelegraphen Dr. Karl Brunner⸗Wattenwyn 
eine ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtelle im Handelsminiſterium verliehen; ferner de⸗ 
mit Titel und Charakter eines Regierungsrathes bekleideten Telegraphendirectionsl 
rath Dr. Ludwig Kutſchera, den faiferf Rath und Telegrapheninſpector Dr. 
Hermann Militzer und den Miniſterialſeeretär Guſtav Ko warz zu Sertiondräthen 
im Handelsminiſterium, und zwar die beiden erſteren auf ſyſtemifirte Stellen, den 
letzteren extra statum; dann den mit Titel und Charakter eines Directionsrathes 
bekleideten Telegraphendirectionsſecretär Joſeph Fellner Ritter v. Feldegg, den 
Telegrapheninſpector Dr. Franz Steiner, den Telegraphendireetions⸗Secretär Julius 
Wittmann und den Poſtdirections⸗Secretär Franz Pohl zu Miniſterialſecretären 
im Haudelsminiſterium ernannt, endlich dem Telegraphendirectionsrathe Karl Zelli 
die neu ſyſtemiſirte Telegraphendirectorsſtelle in Wien verliehen. 

Se. Majeſtät haben dein Poſtdirector in Brünn, Oberpoſtrathe Philipp 
Jägerbauer anläßlich deſſen Penſionirung die a. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Se. Majeſtät haben zu Poſtdirectoren mit Titel und Charakter von Ober⸗ 
pofträthen: für Prag den Poſtinſpector im Handelsminiſterium, Oberpoſtrath Anton 
Radda; für Brünn den Poſtdirections⸗Secretär Alois Heinrich und für Czerno⸗ 
witz den Poſtdirections⸗Secretär Heinrich Kamler ernannt. 


Erledigungen. 


Officialsſtelle beim Rechnungsdepartement der Finanzlandesdirection in Linz 
mit 700 fl., eventuell mit 600 fl. oder 500 fl., dann eventuell eine Prakticantenſtelle 
mit dem Adjutum von 200 fl. jährlich, bis 12. Mai. (Amtsbl. Nr. 88.) 

Sieben Senſalſtellen an der Wiener Geld⸗ und Effectenbörſe, bis 15. Mai. 
(Amtsbl. Nr. 88). 

Wardeinsſtelle, zugleich Vorſtandsſtelle beim Punzirungsamte in Graz mit 
1000 ff. Jahresgehalt, Naturalwohnung oder Quartiergeld von 150 fl., gegen Cau⸗ 
tion, bis 14. Mai. (Amtsbl. Nr. 90). 


Druck der k Wiener Zeitung 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


